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aus dem lfd. Haushalt:    Deckung in Budget Nr.  
aus VE / Resten:    aus Produkt:  
  aus SK / USK  
KSt:  aus Maßnahme-Nr.  
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Zustimmung eines anderen Budgetverantwortli-
chen 

 

Bestätigung durch Amt Finanzen  
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Sachstandsbericht: 
 
Die bisherige Geschäftsordnung des Stadtrates und seiner Ausschüsse wurde in der Ver-

gangenheit lediglich fortgeschrieben. Infolge dessen kam es in einigen Regelungen zu diver-

sen Unverständlichkeiten und Problemen mit der Handhabung.  

Exemplarisch sei diesbezüglich erwähnt, dass es für die Absetzung von Anträgen im Rah-

men der Feststellung der Tagesordnung einer 2/3 Mehrheit bedurfte (§ 2 Abs. 4 GO SR); im 

späteren Verlauf der Sitzung war ein entsprechender Antrag auf Absetzung als Geschäfts-

ordnungsantrag ohne weiteres ebenfalls möglich und bedurfte dann nur noch der einfachen 

Mehrheit (§ 10 Abs. 1 Ziffer 3 GO SR). Ebenso war ein Zurückziehen von eigenen Anträgen 

jederzeit vom Antragsteller ohne Abstimmung möglich (§ 9 Abs. 2 GO SR), obwohl an ande-

rer Stelle in § 10 Abs. 1 Ziffer 7 GO SR dafür eine Entscheidung des gesamten Stadtrates 

notwendig war. 

Es fand daher eine vollständige Überarbeitung der Geschäftsordnung statt, wobei Regelun-

gen vereinfacht und komprimiert wurden. An einigen Stellen erfolgte eine Anpassung an die 

bisherigen Gepflogenheiten und neuen gesetzlichen Vorgaben. Auch begrifflich erfolgte eine 

Verallgemeinerung; insbesondere in der Verwendung des Begriffs „Gremium“, da die Ge-

schäftsordnung auch auf die Ausschüsse und über Bezugnahmen auch für den Verwaltungs-

rat der AöR sowie den Betriebsausschuss des Eigenbetriebes sowie für die Ortschaftsräte 

Anwendung findet. Insofern entfällt bei der jeweiligen Anwendung die Notwendigkeit,  Begriff-

lichkeiten des Stadtrates durch die entsprechenden Funktionsbezeichnungen der anderen 

Gremien zu ersetzen. 

Die sich ergebenden Änderungen sind in der angehängten Synopse ersichtlich, wobei hier 

noch folgende Schwerpunkte erwähnt sein sollen, worin zukünftig eine begründete Abwei-

chung zur bisherigen Geschäftsordnung zu sehen ist: 

§ 2 Abs. 4:  Die Absetzung von Anträgen bedarf keiner besonderen 2/3 Mehrheit. Der Ge-

setzgeber hat eine entsprechende Hürde nicht vorgegeben. Damit dürfte es 

zukünftig leichter und flexibler sein, Tagesordnungspunkte zu verschieben 

bzw. abzusetzen, wenn eine Entscheidungsreife noch nicht vorliegt. Allerdings 

ist es für die Absetzung von Anträgen künftig notwendig, dass der Antragstel-

ler der Absetzung zustimmt. Dieses neue Erfordernis ist geboten, da jeder An-

tragsteller einen Anspruch darauf hat, dass sein Begehren auch behandelt 

wird und es nicht gegen seinen Willen von der Tagesordnung genommen wird. 

Sofern eine Absetzung daran scheitert, dass der Antragsteller nicht zuge-

stimmt hat, würde unweigerlich eine Behandlung des Antrages erfolgen mit 

der Folge, dass eine spätere erneute Behandlung binnen 6 Monaten ausge-

schlossen ist (§ 53 Abs. 5 KVG LSA). Insofern wird dem Antragsteller bereits 

daran gelegen sein, der durch ein anderes Mitglied beantragten Absetzung ei-

nes womöglich nicht entscheidungsreifen Antrages zuzustimmen, damit er 

sein Begehren auch zufriedenstellend beraten und zeitnah beschlossen be-

kommt. 

§ 3 Abs. 4:  Die Regelung über die Aufzeichnung von Bild und Ton wurde ergänzt, da es 

heutzutage auch den Gremienmitgliedern ohne weiteres möglich ist, entspre-

chende Aufzeichnungen zu erstellen; dies ist vom Gesetz ausdrücklich zuge-

lassen. Eine Unterscheidung zwischen Presse und aufzeichnenden Mitglie-

dern des Gremiums ist nicht mehr geboten. Grundsätzlich sind alle Absichten 
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von Ton- und Bildmitschnitten dem Vorsitzenden vorab anzuzeigen. Dieser 

kann sodann als Inhaber der Ordnungsgewalt entscheiden, ob dadurch die Si-

cherheit und Ordnung der Sitzung gefährdet ist; sodann sind in der Regel ent-

sprechende Mitschnitte zuzulassen. Für Zuhörer gilt der gesetzliche Anspruch 

auf die Anfertigung von Mitschnitten hingegen nicht; hier liegt es im Ermessen 

des Vorsitzenden, solche nach entsprechender Anzeige zuzulassen oder zu 

verweigern. 

§ 7 Abs. 1: Die bisherigen Regelungen über Anträge und Anfragen (§ 7 Abs. 1 alt.) sowie 

Sachanträge (vormals § 9) wurde zusammengefasst, da diese Regelungen in-

haltlich keine Differenzierung nötig gemacht haben. Nun gilt einheitlich und 

unstrittig, dass alle Anträge nach § 7 GO SR jederzeit und in jeder Form ge-

stellt werden können. Innerhalb der Sitzung handelt es sich zumeist um abge-

änderte Sachanträge, die selbstverständlich an den Vorsitzenden zu richten 

sind. Außerhalb der Sitzung ist das Büro Stadtrat der richtige Empfänger von 

Anträgen. 

§ 7 Abs. 4:  Hier wurde das von Gesetzes wegen kleinste Quorum als notwendiges Maß 

übernommen, um eine Akteneinsicht beantragen zu können. Das Abstellen 

auf größere Quoren ist insoweit unnötig, wenn ein kleines von Gesetzes we-

gen genügt.  

§ 8 Abs. 5: Eine Neuregelung bei der Redezeit und der Anzahl der Wortmeldungen soll 

dazu beitragen, dass keine ausufernden Redebeiträge und Dialoge zwischen 

einzelnen Mitgliedern erfolgen. Der Vorsitzende kann jedoch je nach Bedeu-

tung und des zu erwartenden Entscheidungsumfanges eines TOP gewisse 

Abweichungen zulassen. In der Regel erfolgt die Mitteilung einer Abweichung 

nach Aufruf des TOP, um allen Mitgliedern eine Gleichbehandlung bei der ge-

änderten Redezeit bzw. Wortmeldungsanzahl zuteilwerden zu lassen. 

§ 9: Die bisherigen Regelung zu Sachanträgen ist vollständig in § 7 enthalten. Der 

freie Platz wurde mit der Regelung zu Einwohnerfragestunden gefüllt, da nach 

§ 28 Abs. 2 KVG LSA  eine solche Regelung neuerdings in der Geschäftsord-

nung und nicht wie bisher in der Hauptsatzung zu platzieren ist. In der Haupt-

satzung wird in der nächsten Änderung die entsprechende Regelung gestri-

chen. Da das KVG LSA neuerdings auch eine Einwohnerfragestunde in bera-

tenden Ausschüssen zulässt, wird in Abstimmung mit den Fraktionsvorsitzen-

den die Einwohnerfragestunde auf beratende Gremien erweitert und im Er-

gebnis für sämtliche Gremien eine Einwohnerfragestunde vorgeschrieben.  

§ 10: Hier sind einige Klarstellungen und Komprimierungen aufgenommen, die in 

der Vergangenheit zumeist ungeklärt und strittig bei der Handhabe waren und 

teilweise nicht mit anderen Regelungen der Geschäftsordnung im Einklang 

standen.  

§13 (alt): Aufgrund der umfangreichen Regelungen in § 10 ist die gesonderte Regelung 

in § 13 entbehrlich. In § 10 sind bereits alle Möglichkeiten des Fortganges 

nach einer Unterbrechung, Verweisung oder Vertagung geregelt. 

Die Regelung über das starre Ende nach 22 Uhr ist unnötig und nicht zeitge-

mäß, zumal ein entsprechender Antrag auf Vertagung, Unterbrechung oder 
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Beendigung als Geschäftsordnungsantrag nach § 10 dann gestellt und abge-

stimmt werden kann, wenn die Sitzung sehr lange dauert und die Sitzung an 

diesem Abend mehrheitlich nicht zu Ende geführt werden soll. 

§ 13 Abs. 4:  Aufgrund Neuregelung im KVG (§ 58 Abs. 2) ist eine Abstimmung über Ein-

wendungen nun nicht mehr nötig. Es war ohnehin nicht hinreichend geklärt, 

welche Wirkung eine bestätigte bzw. unbestätigte Einwendung hatte. Vielmehr 

ist nur noch die Niederschrift abzustimmen, sodass die Einwendungen ledig-

lich zur Kenntnis genommen und der Niederschrift beigefügt werden. 

§ 15: Es erfolgte eine Zusammenfassung der Regeln über die Einhaltung der Ord-

nung in den Sitzungen. Bei den möglichen Arten eventueller Störungen der 

Sitzungen ist eine Unterscheidung nicht erforderlich. Eine Differenzierung zwi-

schen Störungen durch Mitglieder und Dritte ist lediglich insoweit geboten, als 

dass Mitgliedern in geringem Maße andere Sanktionen auferlegt werden kön-

nen. Dafür ist jedoch keine ausufernde eigenständige Regelung notwendig, 

sondern lediglich eine gezielte Erwähnung besonderen Folgen von Störungen 

durch Mitglieder 

Die Entscheidung über die Geschäftsordnung liegt ausschließlich im Zuständigkeitsbereich 

des Stadtrates (§ 45 Abs. 2 Nr. 2 KVG LSA). Nach § 59 KVG LSA gibt sich der Stadtrat eine 

Geschäftsordnung, womit zugleich ein Bezug zur Amtszeit im Gesetz formuliert ist. Wenn 

eine bereits abgestimmte und aktuell den Anforderungen entsprechende Geschäftsordnung 

beschlossen ist, können sowohl die neu konstituierten Ortschaftsräte als auch der neu kon-

stituierte Stadtrat diese Geschäftsordnung ohne große Diskussionen als Arbeitsmittel in ihrer 

ersten Sitzung im Juli beschließen und sodann in die Sacharbeit einsteigen. Daher erfolgt die 

Beratung und Abstimmung über die Geschäftsordnung noch vor Beginn der neuen Amtspe-

riode. 

 
 
      
Tietke 
Justiziar 

 
 
 
 
Anlagen: 
- Synopse zur Geschäftsordnung  
- Textfassung der neuen Geschäftsordnung      
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Beschlussvorschlag: 
 

Der Stadtrat der Stadt Weißenfels beschließt die Geschäftsordnung in der als Anlage beige-
fügten Fassung. 

  
 
     
Risch  
Oberbürgermeister 
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